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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/4393 — 


Übergabe der von den Streitkräften der GUS-Staaten genutzten Liegenschaften 


Im Dezember 1992 hat Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl anläßlich seines 
Rußland-Besuchs neben anderen Vereinbarungen auch ein Abkommen 
mit Präsident Jelzin unterschrieben, in welchem Bezug auf die Über- 
gabe der Liegenschaften genommen wird, die durch die Streitkräfte der 
GUS-Staaten (Westgruppe) genutzt wurden bzw. werden. 

In den Medien wurde dabei besonders die vereinbarte kostenlose Über- 
gabe der Liegenschaften erwähnt. Zugleich gibt es Spekulationen über 
eine Ausnahmeregelung für drei bisher von der Westgruppe genutzte 
Flugplätze. 

1. Gilt die Formulierung „kostenlose Übergabe" nur für die Bodenflä- 
chen oder auch für die militärischen und anderen baulichen Einrich- 
tungen? 


Mit der Gemeinsamen Erklärung des Bundeskanzlers und des 
Präsidenten der Russischen Föderation in Moskau vom 16. De- 
zember 1992 haben beide Seiten auf die sich aus Artikel 7 des 
Überleitungsabkommens vom 9. Oktober 1990 ergebenden 
gegenseitigen Ansprüche verzichtet. 

Nach dieser Regelung waren der russischen Seite bei der Verwer- 
tung mit sowjetischen Mitteln finanzierter Aufbauten (Gebäude, 
militärische Anlagen aller Art) weitgehende Mitwirkungsrechte 
eingeräumt. Die Erlöse aus der Verwertung solcher Aufbauten 
waren mit Schadensersatzansprüchen der deutschen Seite im Zu- 
sammenhang mit der Nutzung der Liegenschaften durch die 
Westgruppe der Truppen (WGT) zu verrechnen. Unabhängig von 
der Gemeinsamen Erklärung hat die WGT nach wie vor die Lie- 
genschaften (also Grund und Boden nebst Aufbauten), die sie im 
Zusammenhang mit dem Truppenabzug nicht mehr benötigt. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
4. März 1993 übermittelt. 
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nach Artikel 8 des Aufenthalts- und Abzugsvertrages vom 12. Ok- 
tober 1990 dem Bund zu übergeben. Der Bund kann jetzt allein 
über die WGT-Liegenschaften verfügen, und zwar auch, soweit 
sich mit sowjetischen Mitteln finanzierte Aufbauten darauf befin- 
den. 


2. Wird es einen Ausgleich durch die GUS -Staaten für die Beseitigung 
der Schäden auf ökologischem Gebiet geben? 


Die deutsche Seite hat auf die in Artikel 7 des Überleitungsab- 
kommens vorgesehene Verrechnung der Erlöse aus der Verwer- 
tung sowjetisch finanzierter Aufbauten mit Schäden verzichtet, 
die im Zusammenhang mit der Nutzung von Liegenschaften 
durch die WGT stehen. Dies gilt auch für Schäden auf ökologi- 
schem Gebiet. 


3. Nach welchen Kriterien und Regelungen wird über die weitere 
Nutzung dieser Liegenschaften und Anlagen durch wen ent- 
schieden? 

4. In welchem rechthch relevanten Maße werden die mit den militäri- 
schen Belastungen und ökologischen Folgen konfrontierten Kommu- 
nen in die Entscheidung über die weitere Verwendung der in ihrem 
Bereich hegenden Territorien einbezogen? 


Die Bundesregierung hat hierzu in ihrer Antwort auf Ihre Kleine 
Anfrage vom 13. Oktober 1992 „Liegenschaften der GUS-Streit- 
kräfte in den neuen Bundesländern'" Stellung genommen (Druck- 
sache 12/3419). 

Inzwischen hat die Bundesregierung den Ministerpräsidenten der 
neuen Länder angeboten, alle WGT-Liegenschaften, an denen 
kein Bundesbedarf besteht, unentgeltlich an die neuen Länder zu 
übertragen, wenn diese bereit sind, auch die damit verbundenen 
Risiken zu übernehmen. Die Länder haben noch keine Entschei- 
dung getroffen. Bis zur Entscheidung der Länder werden WGT- 
Liegenschaften nur mit deren Einvernehmen verwertet. 


5. Welche VorsteUungen hat die Bundesregierung über besonders gün- 
stige Konditionen für die Kommunen beim eventuellen Rückkauf der 
Liegenschaften? 


Die Bundesregierung wird im Interesse der Kommunen von den 
Möglichkeiten der verbilligten oder unentgeltlichen Veräußerung 
oder Abgabe von ehemals von der WGT genutzten bundeseige- 
nen Liegenschaften, wie sie durch Haushaltsvermerke bei Kapitel 
08 07 Titel 13101 durch das Haushaltsgesetz 1993 geschaffen 
worden sind, in vollem Umfang Gebrauch machen. 


6. Welche Regelungen sieht die Bundesregierung vor, um ihrer Pflicht 
als Eigentümerin dieser Liegenschaften hinsichtlich der Beseitigung 
von Umweitschäden gerecht zu werden bzw. bei vorzeitiger Über- 
gabe an die Kommunen eine ihr zukommende Entsorgungspflicht 
gegen Ausgleich zu übertragen? 
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Bis ZU einer etwaigen Übernahme von WGT-Liegenschaften 
durch die Länder wird der Bund für die erforderlichen Maßnah- 
men zur Abwehr von Gefahren für die öffenthche Sicherheit und 
Ordnung auf WGT-Liegenschaften in enger Zusammenarbeit mit 
den zuständigen Umweltbehörden der Länder aufkommen. Über 
Sanierungsmaßnahmen, die über die Gefahrenabwehr im polizei- 
rechtlichen Sinne hinausgehen, ist im Zusammenhang mit der 
künftigen Nutzung jeder einzelnen Liegenschaft von Fall zu Fall 
zu entscheiden. Eine Beteiligung des Bundes an den Sanierungs- 
kosten kommt jedoch allenfalls bis zur Höhe des Kaufpreises in 
Betracht. 


7. Existiert eine Ausnahmeregelung, die die GUS-Staaten von der 
Rückgabepfhcht in bezug auf einzelne Liegenschaften entbindet? 

Wenn ja: 

— Welche Liegenschaften sind dies? 

— Mit welcher Begründung wurde diese Ausnahmeregelung ge- 
schaffen? 

— Ist für diese. Liegenschaften eine weitere mihtärische Nutzung 
durch die Westgruppe oder andere Streitkräfte vorgesehen? 


Nein. 



Druck: Thenee Druck, 5300 Bonn 1, Telefon 91781-0 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 201363, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (0228) 363551, Telefax (0228) 361275 

ISSN 0722-8333 



